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Ehrenamt weiter gestärkt
Steuer-Tipp: Der Staat unterstützt freiwilliges Engagement. Das ist lobenswert. Ein Urteil besagt, dass das Finanzamt sogar Verluste steuerlich anerkennen muss, die sich aus der ehrenamtlichen Tätigkeit ergeben. 

Von Hans Peter Seitel
 
Ludwigshafen. Millionen Bundesbürger engagieren sich ehrenamtlich – aus Freude am guten Zweck und weil sie anderen helfen möchten. Bekommen sie eine kleine finanzielle Entschädigung dafür, bleibt das in Grenzen steuerfrei. Ein gerade veröffentlichtes Grundsatzurteil des Bundesfinanzhofes (BFH) wertet das Ehrenamt nun weiter auf. Hier ein Überblick darüber, welche Steuervorteile es gibt. 

Sie arbeiten im Vorstand, als Trainer oder Helfer im Verein – oft stundenlang in der Woche und zulasten der eigenen Familie. Andere leisten Dienst in der freiwilligen Feuerwehr, der Kirche, Jugend- und Altenhilfe, in Hospizen oder anderen sozialen und kulturellen Einrichtungen. Ums Geld geht es primär dabei nicht. Doch ohne die Ehrenamtlichen würde vieles nicht laufen in der Gesellschaft. Steuerliche Freibeträge stellen ein Zeichen der Anerkennung durch den Staat dar. Ehrenamtspauschale: Sie beträgt 720 Euro im Jahr. Das heißt, von einer Aufwandsentschädigung bis zu dieser Höhe knapst der Fiskus nichts ab. Bedingung ist, dass die ideelle Tätigkeit in einer mildtätigen, gemeinnützigen, kirchlichen oder öffentlich-rechtlichen Institution (zum Beispiel einer Schule oder Gemeinde) nebenberuflich ausgeübt wird. „Somit können sonst nicht begünstigte ehrenamtliche Helfer – wie Vorstand, Vereinskassierer, Platz- oder Gerätewart, Reinigungs- und Aufsichtspersonal oder Schiedsrichter im Amateurbereich – steuerfreie Einnahmen erzielen“, sagt Isabel Klocke, Abteilungsleiterin Steuerrecht und Steuerpolitik beim Bund der Steuerzahler (BdSt). Aber Achtung: Gelder an Amateursportler bleiben vom Steuervorteil ausgenommen.

Übungsleiterpauschale: Sie beläuft sich auf jährlich 2400 Euro und fördert insbesondere Tätigkeiten, die pädagogisch ausgerichtet sind. Die Pauschale in Anspruch nehmen können laut BdSt zum Beispiel nebenberufliche Trainer, Chorleiter oder Orchesterdirigenten von gemeinnützigen Vereinen sowie Kursleiter etwa an der Volkshochschule. Mit derselben Pauschale begünstigt sind eine freiwillige Hilfe in der Pflege von kranken und behinderten Menschen sowie bestimmte künstlerische Tätigkeiten, beispielsweise als Kirchenmusiker oder Komparse am Stadttheater, soweit sie nebenberuflich ausgeübt werden. 

„Hier kommt es auf den Einzelfall an. Nicht alles, was ein Steuerzahler als künstlerisch ansieht, ist das auch in den Augen des Finanzamtes“, sagt BdSt-Expertin Klocke. Außerdem zu beachten: Den Steuervorteil gibt es nur, wenn es um die Mithilfe in einer steuerlich geförderten, beispielsweise gemeinnützigen Organisation geht.

Zeitliche Grenze: Wichtig ist, dass es sich steuerrechtlich um einen „Nebenberuf“ handelt. Nach Angaben der Vereinigten Lohnsteuerhilfe (VLH) in Neustadt bedeutet dies: Das Ehrenamt darf zeitlich nicht mehr als ein Drittel einer Vollzeittätigkeit ausmachen. „Das trifft neben Berufstätigen auch auf Hausfrauen, Studenten, Arbeitslose oder Rentner zu“, betont die Lohnsteuerhilfe Bayern.

Neues BFH-Urteil: Die obersten Finanzrichter entschieden, dass Verluste aus nebenberuflicher Tätigkeit als Übungsleiter bei der Steuer grundsätzlich abziehbar sind (Az. VIII R 17/16). Das sah die Finanzverwaltung zuvor anders, weshalb es zum Streit kam. Im konkreten Fall hatte ein Übungsleiter 108 Euro Einnahmen in einem Jahr, gleichzeitig waren ihm Kosten insbesondere für Fahrten von rund 608 Euro entstanden. Die Differenz von 500 Euro machte er in seiner Steuererklärung als Verlust geltend – was das Finanzamt nicht akzeptierte. Doch die Richter gaben dem Übungsleiter Recht (siehe „Zur Sache“). Dazu der Steuerzahlerbund: „Der BFH hat damit die Position von Trainern, Übungsleitern und sonstigen Ehrenamtlern gestärkt, die ein kleines Entgelt für ihr Engagement erhalten.“

Aufwandsspende: Wer auf eine Aufwandsentschädigung etwa für Telefon, Büro oder Fahrten mit dem eigenen Auto verzichtet, kann sich stattdessen eine Spendenbescheinigung ausstellen lassen. Es handelt sich um eine sogenannte Aufwandsspende, die der Ehrenamtliche in der Steuererklärung angeben kann. Voraussetzung IST dafür laut Lohnsteuerhilfeverein VLH: Der Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen muss in der Vereinssatzung stehen oder schriftlich in einem Vertrag festgehalten sein. Gut zu wissen: Spenden sind bis zu 20 Prozent der eigenen Gesamteinkünfte als Sonderausgaben absetzbar.

Vergütungsspende: Hier vereinbart der ehrenamtliche Helfer zunächst schriftlich mit der gemeinnützigen Organisation, dass er eine angemessene Vergütung für seine Tätigkeit erhält. Im Anschluss daran verzichtet er bedingungslos auf das Geld – und erhält dafür eine Zuwendungsbestätigung. 

Als Bedingung nennen die VLH-Experten: Der Verzicht muss innerhalb von drei Monaten nach der Tätigkeit erklärt werden und darf nicht schon vorab vertraglich vereinbart worden sein.ZUR SACHE

	Quelle
Ausgabe

Die Rheinpfalz Bad Dürkheimer Zeitung - Nr. 110

Datum

Montag, den 13. Mai 2019

Seite




